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Wir befinden uns zweifellos in einer 
Umbruchphase, die einschneidende und 
kaum umkehrbare Veränderungen im öf­
fentlichen Gesundheitswesen bringen 
wird. Das von Laimböck vorgelegte Buch 
kommt daher gerade zur rechten Zeit, 
zu mal der Autor in einem seiner Kapitel 
einen kritischen Kommentar zu den ge­
sundheitspolitischen Plänen der Bun­
desregierung abgibt. 

Diese hat nach der anfänglichen Kon­
solidierungsphase Tritt gefaßt, und die 
Marschrichtung, vor allem in der Sozial­
und Gesundheitspolitik, ist mittlerweile 
unschwer zu erkennen. Der kurzfristige 
Abbau des Budgetdefizits und die mittel­
fristige Reduktion der Staatsschulden 
werden naturgemäß den dynamisch 
wachsenden Gesundheitssektor mit sei­
nem traditionell hohen öffentlichen Finan­
zierungsanteil radikal und nachhaltig 
treffen. Der sozialen Krankenversiche­
rung, deren Einnahmensteigerung nun 
schon seit mehreren Jahren unter der 
Wachstumsrate des Bruttoinlandpro­
dukts liegt, wird nicht nur eine Mittelzu­
fuhr verweigert, sandem ihr werden sogar 
zusätzliche Finanzierungslasten aufge­
bürdet. So müssen nunmehr vor allem 
die Gebietskrankenkassen für den Ge­
barungsabgang der strukturell benach­
teiligten Krankenversicherung der Bau­
ern einstehen, für deren Abgänge bislang 
der Bund aufgekommen ist. Da anzu­
nehmen ist, daß die Regierung ihr Ver­
sprechen, die Sozialversicherungsbeiträ­
ge nicht anzuheben, einhalten wird, blei-
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ben letztendlich die Patienten über. Lei­
stungseinschränkungen und die massive 
Erhöhung von Selbstbehalten für die Pa­
tienten werden dann unabwendbar. ln  
Deutschland, wo dieser Kurs schon frü­
her beschritten wurde, wird mittlerweile 
ein Drittel der Gesundheitsausgaben von 
den Patienten finanziert. 

Laimböck bemerkt zu Recht, daß die 
Abschaffung der Pflichtversicherung und 
die Einführung des freien Wettbewerbs 
in der Krankenversicherung auf Exper­
tenebene zwar weitgehend mit Skepsis 
betrachtet werden, Politik und öffentli­
che, vor allem aber veröffentlichte Mei­
nung einem Radikalschnitt des Gesund­
heitssystems durchaus etwas abgewin­
nen können. Daß in Zeiten einer Libera­
lisierungseuphorie die Möglichkeit einer 
freien Wahl der Krankenversicherung auf 
offene Ohren stößt, ist verständlich. 
Nicht wenige der Pflichtversicherten hof­
fen daher, bei freier Versicherungswahl 
günstigere Prämien abschließen zu kön­
nen. 

Immer wieder wird in diesem Zusam­
menhang auf Deutschland als nachah­
menswertes Vorbild verwiesen. Es wird 
allerdings regelmäßig verschwiegen, 
daß der kostengünstigste Beitragssatz 
in Deutschland ( 1 1 %) immer noch rund 
40 Prozent höher ist als der höchste 
Beitragssatz in Österreich (7,9%). 

Der "eiserne Sparwille" der Regierung 
wird den Finanzierungsdruck auf die 
nachgeordneten Gebietskörperschaften 
verlagern. Daß die Länder ihrerseits ver­
suchen werden, ihre Finanzierungspro­
bleme weiterzugeben, ist zu erwarten. 
So steht der gewaltige Brocken einer 
Neuordnung der Krankenanstaltenfinan­
zierung noch bevor. Die eil ige Verab­
schiedung von wesentlichen Elementen 
unseres solidarischen, öffentlichen Ge­
sundheitswesens ist gesundheitspoli­
tisch fragwürdig, wenn man bedenkt, 
daß nur zwanzig Prozent der Bürger 
achtzig Prozent des finanziellen Volu­
mens der Krankheitsversorgung in An­
spruch nehmen. Da diese zwanzig Pro-
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zent (vorwiegend Senioren und Kleinkin­
der) nicht gerade zu den einkommens­
starken Haushalten gehören, würde sich 
eine weitreichende Privatisierung des 
Gesundheitswesens auch nachteilig auf 
die Einkommenssituation der Anbieter 
von Gesundheitsleistungen auswirken. 

Die Analyse des Marktsystems der 
Krankenversorgung in den USA und der 
sich einem wettbewerblieh organisierten 
Gesundheitsmarkt annähernden Sy­
stem in der Schweiz und Deutschland 
zeigen, daß Wettbewerb Risiken für den 
sozialen Charakter eines Krankenversi­
cherungssystems enthält und zur Risi­
koselektion führt. Anhand von Zahlen 
zeigt Laimböck, daß wettbewerbsorien­
tierte Krankenversorgungssysteme we­
sentlich teurer sind als solidarisch aus­
gerichtete. 

Er vertritt allerdings die Meinung, daß 
die Einführung des Wettbewerbs in die 
soziale Krankenversicherung ein Zei­
chen des Wohlstandes sei. Die soziale 
Krankenversicherung soll in ihrem Kern 
dem Prinzip der Solidarität verpflichtet 
sein. Die Einführung von Wettbewerbs­
elementen am "Rand" der sozialen Kran­
kenversicherung sei allerdings denkbar. 
Laimböck nennt hier an möglichen privat 
abzusichernder Leistungen: künstliche 
Befruchtung, medikamentöse oder chi­
rurgische Behandlung von Übergewicht 
und Impotenz, Erhöhung der psychi­
schen Leistungsfähigkeit durch medika­
mentöse Therapie, Behandlung von Ni­
kotinabhängigkeit, Zahnersatz, Kieferor­
thopädie und Kuraufenthalte. 

Bei den Pfl ichtleistungen fordert der 
Verfasser allerdings eine höhere Rege­
lungsdichte, und zwar bei den größten 
Ausgabenbereichen, die da sind: ärztli­
che Hilfe, Krankenhausbehandlungen 
und Arzneimittel. Eine Beschränkung 
der ärztlichen Diagnose- und Therapie­
freiheit würde zu erheblichen Senkungen 
der Ausgaben für ärztliche Hilfe führen, 
ohne daß es dabei zu qualitativen Ein­
schränkungen in der Krankenbehand­
lung kommt. Der Verfasser liefert dazu 
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entsprechende empirische Befunde. Im 
Zusammenhang mit der vertragsärztli­
chen Versorgung empfiehlt Laimböck 
eine restriktive Stellenpolitik, da bei der 
in Österreich bestehenden Ärztedichte 
überhaupt keine Versorgungsengpässe 
zu erwarten seien. Mit Sorge betrachtet 
er die Entwicklung der Wahlärzte. Das 
zunehmende Überangebot an Wahlärz­
ten wird Druck auf die Gesundheitspolitik 
ausüben, diesen Ärzten Einnahmemög­
lichkeiten durch die private Finanzierung 
von Gesundheitsdienstleistungen außer­
halb der sozialen Krankenversicherung 
zu ermöglichen. Dies führt zweifellos zu 
einer Aushöhlung der sozialen Kranken­
versicherung. Er schlägt daher eine Ein­
schränkung der Ausbildungsmöglichkei­
ten vor. 

An dieser Stelle sei festgehalten, daß 
beispielsweise der renommierte Gesund­
heitsökonom Oggier1 aus den gleichen 
Gründen für die Schweiz die Schließung 
von drei der fünf medizinischen Fakultä­
ten fordert. Wenn zwei medizinische Fa­
kultäten für die Schweiz ausreichend 
sind, dürfte dies wohl auch für Österreich 
gelten, ist doch d ie Einwohnerzahl in 
beiden Ländern etwa gleich hoch. 

Laimböck, der selbst Spitzenmanager 
in einem Krankenhaus ist, verneint die 
Berechenbarkeit des Bedarfes an Kran­
kenhausleistungen und schlägt daher 
vor, daß die soziale Krankenversiche­
rung, als größter Finanzier des Kranken­
hauswesens, in die Krankenhauspla­
nung einbezogen werden sol l .  Der Ver­
fasser zeigt eine sehr kritische Haltung 
zur leistungsorientierten Finanzierung in 
den Krankenhäusern, deren Einführung 
im Jahr 1 997 als d ie finanzpolitische 
Großtat schlechthin bezeichnet wurde. 
Laimböck stellt fest, und als Insider muß 
er es schließlich wissen, daß damit ein 
Anreiz zur Leistungsausweitung besteht: 
"Jede zusätzliche Leistung kostet nur 
ca. 30 Prozent variable Kosten, wird aber 
mit 1 00 Prozent bezahlt." (S. 8 1 )  Daß es 
bislang noch nicht zu Ausgabenschüben 
bei der sozialen Krankenversicherung für 
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Krankenhausbehandlungen gekommen 
ist, hat seinen Grund in einer an die Bei­
tragseinnahmen der Krankenversiche­
rung gekoppelten Globalbudgetierung. 
Diese wurde im übrigen im laufenden 
Jahr durch einen der sozialen Kranken­
versicherung verordneten Zusatzbeitrag 
von ATS 1 , 1 5  Mrd .  aufgeweicht. Laim­
böck widerspricht auch der öffentlich 
kolportierten Meinung, daß niedergelas­
sene Ärzte kostengünstiger seien als 
Krankenhausambulanzen. Letztere ha­
ben nämlich eine bedeutend günstigere 
Kostenstruktur. 

Im Bereich der Arzneimittel weist der 
Verfasser anhand einiger plakativer Bei­
spiele nach, daß die pharmazeutische 
Industrie bei therapeutischen Innovatio­
nen astronomische Extraprofite einfährt 
und selbst in ihrer Wirksamkeit nur ge­
ringfügig verbesserte Arzneimittel zu 
weit überhöhten Preisen am Markt ein­
führt. Bei den Arzneimitteln bricht der 
Verfasser eine Lanze für Direktversor­
gungsmodelle. Durch den Versand von 
Arzneimitteln an chronisch Kranke könn­
te eine Ausgabeneinsparung von fünfzig 
Prozent erzielt werden. Ein Einsparpo­
tential bei den Arzneimittelausgaben von 
bis zu zwanzig Prozent der Gesamtaus­
gaben sieht Laimböck, wenn teure Nach­
folgepräparate ohne therapeutischen Zu­
satznutzen (Me-tao-Präparate) nicht auf 
Rechnung der Krankenversicherung ver­
ordnet werden können und Arzneimittel 
mit umstrittener Wirkung vom Markt ge­
nommen werden müssen. 

ln einer zusammenfassenden Ein­
schätzung des von Laimböck vorgeleg­
ten Buches ist zu sagen, daß es dem 
Autor gelungen ist, auf relativ knappem 
Raum einen guten Überblick über den 
Aufbau und die Funktionsweise des 
Österreichischen Gesundheitswesens 
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zu geben. Unter dem Blickwinkel einer 
Ausgabensenkung ohne Qualitätsein­
bußen erörtert er zahlreiche Reformvor­
schläge, die meines Erachtens sehr 
plausibel sind und sich auch in einer Ge­
samtschau nicht konterkarieren. Ich tei­
le die Meinung des Autors, daß für das 
Österreichische Gesundheitssystem ein 
erheblicher Reformbedarf besteht, kann 
aber seinem Vorschlag, wenigstens ein­
zelne moderate Wettbewerbselemente 
einzuführen, nicht zustimmen. Gerade 
die von Laimböck immer wieder ange­
führten Beispiele Deutschland und 
Schweiz zeigen, daß bei Einführung von 
Wettbewerbselementen regelmäßig re­
gul ierende Begleitmaßnahmen gesetzt 
werden müssen, um den solidarischen 
Charakter der sozialen Krankenversiche­
rung prinzipiell zu erhalten. Es macht 
wenig Sinn, an einer Stelle zu deregul ie­
ren, um an einer anderen Stelle wieder 
regul ieren zu müssen. Die Einführung 
von Wettbewerbselementen, nur um 
dem Zeitgeist zu entsprechen, verteuert 
unnötig das Gesundheitswesen, was 
im übrigen der Verfasser selbst feststellt 
(S. 1 1 3). Der Gesundheitsmarkt mit all 
seinen Besonderheiten (Angebotsindu­
ziertheit, meritorischer Charakter vieler 
Gesundheitsgüter) läßt eben keinen -
auch nicht ein bißchen - Wettbewerb 
zu, soll Marktversagen vermieden wer­
den. 

Oskar Meggeneder 

Anmerkung 

1 Oggier, Willy, Steuerungsmechanismen 
beim Ausgabenwachstum der Kantone. 
Eine Untersuchung am Beispiel des Ge­
sundheitswesens (Bern, Stuttgart, Wien 
1 996). 
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